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Drucksache V/1186 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 2. Dezember 1966 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
302. Sitzung am 2. Dezember 1966 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestage am 23. November 1966 ver- 
abschiedeten 

Siebzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes 
— Drucksache V/1004 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grunde einberufen wird. 


1 Anlage 


Dr. Lemke 


Bonn, den 2. Dezember 1966 


An den Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. November 1966 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Lemke 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadie V/1186 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Siebzehnten Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Zu Artikel 1 Nr. 7 

Die Liste der Waren, die einem höheren Ausgleich- 
steuersatz als 4 v. H. unterliegen (Anlage zum Ar- 
tikel 1 Nr. 7), wird wie folgt geändert: 

Bei der Position 64.02 (Schuhe mit Laufsohlen aus 
Leder oder Kunstleder, usw.) ist in der Spalte Steuer- 
satz die Zahl „ 7 “ durch die Zahl „8" zu ersetzen. 


Begründung 

Die Schuhindustrie des Bundesgebietes, die Schuh- 
werk im Sinne der Tarif-Nr. 64.02 herstellt, konzen- 
triert sich vorwiegend in den Ländern Bayern, Nord- 
rhein-Westfalen (Stiefel, Ski- und Arbeitsschuhe), 
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Niedersach- 
sen, Hessen und in geringerem Maße in Schleswig- 
Holstein und im Saarland (Lederstraßen-, Haus- und 
Hilfsschuhe). Sie weist fast ausschließlich mittelstän- 
dischen Charakter auf. 

Die Schuhfabrikanten stehen unter dem Angebots- 
druck von stetig zunehmenden Einfuhren. So hat sich 
der Anteil der Schuhimporte an der gesamten In- 
landproduktion von 1,2% im Jahre 1955 auf 24,3% 
im Jahre 1965 erhöht. Im laufenden Jahr haben sich 
die Einfuhranteile weiterhin erhöht. Diese Entwick- 
lung zeigt, daß auf die Schuhindustrie der Bundes- 
republik infolge der bestehenden Wettbewerbsver- 
zerrungen erhebliche Existenzsorgen zukommen. 

Bei dem Vertrieb der inländischen Schuhe an den 
Konsumenten liegt die umsatzsteuerliche Vorbe- 
lastung zwischen 8,99% und 10%. Dagegen beträgt 
der Ausgleichsteuersatz für importierte ausländische 
Schuherzeugnisse gegenwärtig nur 6%. Dieser Wett- 
bewerbsvorteil der ausländischen Exporteure wird 
auch durch die vorgesehene Erhöhung der Umsatz- 
ausgleichsteuer auf 7 % nicht entscheidend abge- 
baut. Die Folge der immer noch bestehenden Dispari- 
tät hat bereits jetzt einschneidende Produktionsrück- 
gänge verursacht und zur Einführung von Kurzarbeit 
geführt. Um der eingetretenen rückläufigen Entwick- 
lung wirkungsvoll zu begegnen, ist eine Anhebung 
des Ausgleichsteuersatzes auf 8% dringend geboten. 
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